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2. Die behaupteten Verletzungen verfassungsgesetzlich gewähr- 
leisteter Rechte durch den angefochtenen Bescheid haben somit nicht 
stattgefunden. Eine Verletzung anderer verfassungsgesetzlich gewähr- 
leisteter Rechte ist im Verfahren nicht hervorgekommen. 

Die Beschwerde war daher als unbegründet abzuweisen. 

Der von der Beschwerdeführerin gestellte Antrag, „die gg 2 Z. 1 

und 6 Abs. 1 Z. 4 KVG. , in eventu g 7 StruktVG. , wegen Ver- 
fassungswidrigkeit aufzuheben", war mangels Legitimation der Be- 
schwerdeführerin zur Stellung eines solchen Antrages im Sinne des 

g 19 Abs. 3 Z. 1 lit. e UerfGG. 1953 in der Fassung BGB1. Nr. 185/1964 
zurückzuweisen (vgl. Beschl. Slg. Nr. 5190/1966). 
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Bundesgesetz über die Bereinigung der Eigentumsverhältnisse 
des im Gewahrsam des Bundesdenkmalamtes befindlichen 
Kunst- und Kulturgutes, BGBl. Nr. 294/1969; Inhalt des g 5 

Abs. 1; verfassungsrechtliche Bedeutung des Art. 94 B-VG. 
Beseht. v. 28. September 1931, B 129/31 

Die Beschwerde wird zurückgewiesen. 

Begründung: 

(Auszug) 

I. Nach dem Inhalt ihrer Beschwerde ist die Beschwerdeführerin 
Witwe und Erbin nach dem verstorbenen Maximilian d. P. Dieser 
hat im Jahre 1944 im Palais Sch. (Wien I. , R. -gasse) ihm gehörende 
Ahnenbilder der Familie d. P. eingelagert. Diese Kunstgegenstände 
befinden sich in Verwahrung des Bundesdenkmalamtes. In ihrer 
Beschwerde sagt die Beschwerdeführerin, sie lebe seit langem in 
Frankreich. Sie habe erstmalig am 31. Dezember 1970 durch eine 
kurze Verlautbarung des Westdeutschen Rundfunks von den Bestim- 
mungen des Bundesgesetzes vom 27. Juni 1969, BGB1. Nr. 294, über 
die Bereinigung der Eigentumsverhältnisse des im Gewahrsam des 
Bundesdenkmalamtes befindlichen Kunst- und Kulturgutes erfahren. 
Dann sei ihr gesagt worden, es sei in einer Sendung des Gster- 
reichischen Fernsehens am 3. Jänner 1971 bekanntgegeben worden, 
daß auch nach dem 1. Jänner 1931 Ansprüche nach dem genannten 
Bundesgesetz noch wirksam angemeldet werden können. Sie habe 
noch am 1. Jänner 1931 mit Telegramm, das bei der Finanzlandes- 
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direktion für Wien, Niederösterreich und Burgenland am 4. Jänner 
1931 eingelangt sei, ihre Ansprüche angemeldet und sie mit Schreiben 
an Ministerialrat Dr, K. , dessen Ausscheiden aus dem aktiven 
Dienst in der Finanzlandesdirektion ihr nicht bekannt war, präzisiert. 

Am 14. April 1931 kam der Beschwerdeführerin die „Mitteilung 
gemäß g 5 des Bundesgesetzes vom 23. Juni 1969, BGBl. Nr. 294" 
der Finanzlandesdirektion für Wien, Niederösterreich und Burgen- 
land, GA. XV (Vermögenssicherungs- und Rückstellungsangelegen- 
heiten) Zl. GA XV-5/3361-3/31, vom 2. April 1931 zu. 

Diese Mitteilung lautet: 
„Zu Ihrer. . . Eingabe, in der Sie einen Anspruch nach dem obzit. 

Bundesgesetz angemeldet haben, teilt Ihnen die Finanzlandes- 
direktion für Wien, Niederösterreich und Burgenland als Anmelde- 
stelle mit, daß ein Herausgabeanspruch nicht besteht, weil er gemäß 

2 Abs. 1 des obzit. Bundesgesetzes verspätet geltend gemacht 
wurde. Begründung: Gemäß (J 2 Abs. 1 des obzit. Bundesgesetzes muß 
die Anmeldung bei sonstiger Verwirkung spätestens am 31. Dezember 
1930 bei der Anmeldestelle eingelangt sein. Ihr Telegramm ist nicht 
fristgerecht eingebracht worden, denn es ist am 1. Jänner 1931 auf- 
gegeben worden und nach dem Stichtage (31. Dezember 1970), nämlich 
erst am 4. Jänner 1971, ha. eingelangt. Es bleibt Ihnen unbenommen, 
innerhalb einer Frist von drei Monaten nach Zustellung dieser ab- 
lehnenden Mitteilung bei sonstiger Verwirkung eine gerichtliche 
Entscheidung beim Landesgericht für Zivilrechtssachen Wien nach 
Maßgabe der Bestimmungen des t) 6 des obzit. Bundesgesetzes zu 
beantragen. " 

Gegenstand der vorliegenden Verfassungsgerichtshofbeschwerde 
ist diese ablehnende Mitteilung der Finanzlandesdirektion. 

II. Die Beschwerdeführerin führt aus, daß die „Mitteilung" sämt- 
liche Merkmale eines Bescheides aufweise und daher der Uberprüfung 
durch den Verfassungsgerichtshof unterliege. Der Bescheid sei ver- 
fassungswidrig, da er sich auf verfassungswidrige Bestimmungen des 
Gesetzes vom 23. Juni 1969, BGBI. Nr. 294, gründe. 

III. . . . 
IV, Die Beschwerdebehauptungen werden von der Beschwerde- 

führerin dahin konkretisiert, daß durch die Schaffung eines Instanzen- 
zuges von der Finanzlandesdirektion zum Landesgericht für Zivil- 
rechtssachen Wien der Grundsatz der Trennung von Justiz und Ver- 
waltung (Art. 94 B-VG. ) verletzt und daß zum anderen der Grundsatz 
der Unverletzlichkeit des Eigentums in doppelter Hinsicht mißachtet 
werde: die Verwirkung des Eigentumsrechtes kamme einer ent- 
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schädigungslosen Enteignung gleich, überdies werde die Durchsetz- 
barkeit des Eigentumsrechtes dadurch in Frage gestellt, daß der 
Rechtsweg für unzulässig erklärt werde. 

Im besonderen verweist die Beschwerdeführerin auf den Art. 1 des 
Zusatzprotokolles zur Europäischen Menschenrechtskonvention, BGB1. 
Nr. 210/1958, welcher auf Grund von BGB1. Nr. 59/1964 Verfassungs- 
rang habe, demzufolge das Eigentum nur dann entzogen werden 
dürfe, wenn es das öffentliche Interesse erfordert und überdies die 
durch Gesetz und durch die allgemeinen Grundsätze des Völker- 
rechtes vorgesehenen Bedingungen eingehalten werden. 

Nach der Meinung der Beschwerdeführerin ergebe sich aus dem 
Wortlaut des ) 5 Abs. 1, daß die Anrufung des Landesgerichtes für 
Zivilrechtssachen Wien nur dann in Frage komme, wenn der Eigen- 
tümer der Kunstgegenstände sich mit der rein zivilrechtlichen Beur- 
teilung der Eigentumsfrage durch die Finanzlandesdirektion für Wien, 
Niederösterreich und Burgenland nicht zufrieden gibt. Im Beschwerde- 
fall habe die Finanzlandesdirektion zur zivilrechtlichen Frage nicht 
Stellung genommen, sondern habe die Ansprüche aus forma1recht- 
lichen Gründen zurückgewiesen. Zur Entscheidung darüber sei das 
Landesgericht für Zivilrechtssachen Wien nach dem Wortlaut des 
g 5 Abs. 1 nicht berufen, so daß die unmittelbare Anfechtung der 
Mitteilung der Finanzlandesdirektion vom 2. April 1971 beim Ver- 
fassungsgerichtshof zulässig sei. 

V. Die Beschwerde ist nicht zulässig. 
a) Die Meinung der Beschwerdeführerin, daß im Beschwerdefall 

das Gericht nicht angerufen werden könne, weil g 5 Abs. 1 nur den 
Fall in sich schließe, daß die Anmeldestelle auf Grund von meri- 
torischen Uberlegungen den Herausgabeanspruch nicht als gegeben 
erachtet, vermag der Verfassungsgerichtshof nicht zu teilen, denn 
der Wortlaut der gesetzlichen Bestimmung hat nicht diesen engen 
Inhalt. Auch g 3 Abs. 2, der bestimmt, daß die rechtzeitig ein- 
gebrachten Anmeldungen von der Anmeldestelle in rechtlicher und 
tatsächlicher Hinsicht zu prüfen sind, ist nicht geeignet, die Meinung 
der Beschwerdeführerin in diesem Punkt zu stützen, denn dem 
Gegenschluß, daß die Anmeldestelle nur im Falle einer rechtzeitigen 
Anmeldung tätig werden dürfe, kann Berechtigung nicht zuerkannt 
werden. Es ergäbe sich dann nämlich die Folge, daß über die Frage 
der Rechtzeitigkeit einer Anmeldung keine Instanz zu befinden 
zuständig wäre. Wenn daher nach g 5 Abs. 3 mit der Anrufung des 
Gerichtes alle Erklärungen der Anmeldestelle über das beanspruchte 
Gut ihre Wirksamkeit verlieren, so gilt dies auch für Mitteilungen 
der Anmeldestelle über die Verspätung einer Anmeldung, 
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b) Der Verfassungsgerichtshof hält es nicht für erforderlich zu 
untersuchen und festzustellen, ob die bekämpfte „Mitteilung" nach 
ihrem Inhalt ein Bescheid ist oder, wie die Finanzprokuratur ver- 
meint, eine nichtnormative privatrechtliche Erklärung. Selbst wenn 
die im tt 5 Abs. 1 vorgesehene Mitteilung der Anmeldestelle ein 
Bescheid wäre, ist der Vorwurf einer Verfassungswidrigkeit des 
Gesetzes wegen Widerspruches gegen Art. 94 B-VG. nicht begründet. 

Die verfassungsrechtliche Bedeutung des Art. 94 B-VG. hat der 
Verfassungsgerichtshof bereits in mehreren Erkenntnissen dargelegt. 
Art. 94 B-VG. gestattet nicht, die ordentlichen Gerichte durch ein- 
faches (Bundes- oder Landes-)Gesetz als Kontrollinstanzen zur Prü- 
fung der Gesetzmäßigkeit der Bescheide der Verwaltungsbehörden 
zu berufen. Durch eine instanzenmäßige Zusammenfassung von 
Gerichten und Verwaltungsbehörden in einem und demselben Rechts- 
mittelzug werden die beiden Behördentypen, die voneinander in 
allen Instanzen getrennt sein sollen, verfassungswidrigerweise zu 
einer organischen Einheit verbunden. Wenn ein Gesetz anordnet, 
daß die ordentlichen Gerichte anrufen kann, wer von der Ver- 
waltungsbehörde in Anspruch genommen wurde, und daß das ordent- 
liche Gericht nach dem Ergebnis seiner eigenen Prüfung den Ver- 
waltungsbescheid allenfalls aufheben oder abändern kann, so wird 
damit ein Verhältnis der Uberordnung der Gerichte über die Ver- 
waltungsbehörde geschaffen, das mit dem Grundsatz des Art. 94 
B-VG. über die Trennung von Justiz und Verwaltung und der daraus 
abzuleitenden Selbständigkeit der Behörden beider Ordnungen nicht 
im Einklang steht und darum verfassungswidrig ist. Der Grundsatz 
der Trennung der Justiz von der Verwaltung bedeutet demnach auch, 
daß nicht über ein und dieselbe Frage sowohl Gerichte als auch Ver- 
waltungsbehörden, sei es im gemeinsamen Zusammenwirken, sei es 
im instanzenmäßig gegliederten Nacheinander entscheiden dürfen 
(VfGH. Erk. Slg. Nr. 2683/1954, 2778/1954, 2842/1955, 2909/1955, 3121/ 
1956, 3507/1959, 4359!1963). 

Hingegen wird die Schaffung sukzessiver Zuständigkeiten von 
Verwaltungsbehörden und Gerichten, wobei diese Vollziehungs- 
behörden nicht durch eine instanzenmäßige Gliederung verbunden 
sind, durch Art. 94 B-VG. nicht verwehrt (VfGH. Erk. Slg. Nr. 3236/ 
1957, 3424/1958, 4359/1963). Dieser letztere Fall liegt hier vor. 

Durch die Anrufung des Gerichtes verlieren alle Erklärungen der 
Anmeldestelle über das beanspruchte Gut ihre Wirksamkeit () 5 
Abs. 3). Daraus ergibt sich, daß das Landesgericht für Zivilrechts- 
sachen Wien ein von Grund auf neues Verfahren durchzuführen und 
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vollkommen neu zu entscheiden hat. Das Landesgericht für Zivil- 
rechtssachen Wien ist daher keine Instanz über der Verwaltungs- 
behörde (ebenso VfGH. Erk. Slg. Nr. 3236/1957, 3424/1958, 4359/1963). 

Der Beschwerdeführerin wird für den Fall, als sie sich durch die 
Mitteilung der Anmeldestelle benachteiligt hält, vom Gesetze die 
Möglichkeit geboten, das Gericht anzurufen. Die Partei, die von dieser 
ihr eingeräumten Möglichkeit keinen Gebrauch macht, ist als der 
Mitteilung zustimmend anzusehen (VfGH. Erk. Slg. Nr. 3424/1958, 
3425/1958, 4359/1963). Wer sein Recht nicht mit den ihm von der 
Rechtsordnung zur Verfügung gestellten Mitteln verficht, hat es ver- 
wirkt. 

VI. Die Beschwerdeführerin konnte daher durch die von ihr 
bekämpfte Mitteilung in keinem Rechte verletzt werden. 

Die Beschwerde war daher wegen des Mangels der Legitimation 
zurückzuweisen. 
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Familienlastenausgleichsgesetz 1967; keine Bedenken gegen ) 4 
Abs. 1 

Erk. v. 28. September 1931, B 154/31 

Die Beschwerde wird abgewiesen. 

Entscheidungs gründe: 

(Auszug) 

A. Der Beschwerdeführer ist „Grenzgänger"; er wohnt in Oster- 
reich, er arbeitet im Kanton Thurgau in der Schweiz und bezieht dort 
seine Arbeitseinkünfte. 

Sein Antrag, ihm für seinen im Jahre 1970 geborenen Sohn „den 
vollen Familienlastenausgleich nach ) 2 und ) 8 des Familienlasten- 
ausgleichsgesetzes 1967 zu gewähren", ist mit dem im Instanzenzug 
ergangenen Bescheid der Finanzlandesdirektion für Vorarlberg vom 
21. April 1931, der Gegenstand der Beschwerde ist, abgewiesen 
worden. 

B. I. 1. a) Der Beschwerdeführer ist der Meinung, g 4 Abs. 1 

Familienlastenausgleichsgesetz 1967, BGBI. Nr. 376, in der Fassung 
der Novelle BGBI. Nr. 195/1969 — hier kurz bezeichnet: FamLAG. — 
widerspreche den Kompetenzvorschriften des B-VG. Er führt hiezu 
aus: 


